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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Rollmann, Dr. Dollinger, Sick, Ey 
und Genossen 
- Drucksache 7/3263 - 

betr. Versorgung der Bevöikerung mit Waren des tägiichen Bedarfs 


Der Bundesminister für Wirtschaft hat mit Schreiben vom 
12. März 1975 namens der Bundesregierung die Kleine Anfrage 
wie folgt beantwortet: 

Die Anfrage geht auf eine Veröffentlichung unter dem Thema 
„Einkaufsmöglichkeiten und Einkaufsverhalten in Großstädten" 
des Statistischen Bundesamtes in „Wirtschaft und Statistik - 
4/74" zurück. Es handelt sich um das Ergebnis einer im Rahmen 
der vierteljährlichen Mikrozensus-Erhebungen durchgeführten 
Zusatzbefragungen mit einem Auswahlsatz von 0,1 v. H. der Be- 
völkerung. Diese Zusatzbefragung sagt aus, daß es bei 97,4 v. H. 
der befragten Haushalte im Umkreis von 1000 m von der Woh- 
nung ein Lebensmittelgeschäft gibt, während nur 2,6 v. H. einen 
längeren Einkaufsweg zurücklegen müssen. Würde man diese 
Zahlen auf die Gesamtzahl von 23,153 Mio Haushalte im Bun- 
desgebiet hochrechnen, so ergäbe sich, daß rd. 22,544 Mio Haus- 
halte gut und rd. 609 000 Haushalte weniger günstig versorgt 
wären. Gravierende Versorgungsprobleme lassen sich aus die- 
sem Zahlenmaterial nicht errechnen. Die in der Anfrage weiter- 
hin genannte Zahl von 2000 Gemeinden ohne Lebensmittel- 
geschäft deckt sich mit einer vom Ifo-Institut für Wirtschafts- 
forschung, München, im Rahmen seiner Untersuchung über 
den Ausleseprozeß im Groß- und Einzelhandel für Ende der 60er 
Jahre vorgenommenen Schätzung. Das Ifo-Institut weist aller- 
dings darauf hin, daß es sich um kleine Gemeinden handelt. Es 
fügt hinzu: „So sagt das Fehlen eines Lebensmittelgeschäftes in 
einer Gemeinde grundsätzlich noch nichts über das tatsächliche 
Niveau der Nahversorgung aus. Dieses hängt davon ab, ob und 
in welcher Entfernung sich in benachbarten Gemeinden ein ent- 
sprechendes Angebot findet." 
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1. Ist dieser Ausfall von Einzelhandelsgesdiäften nicht eine wesent- 
liche Verschlechterung und Gefährdung der Versorgung, insbe- 
sondere der nichtmobilen und sozial schwachen Teile der Bevöl- 
kerung? 

Die Bundesregierung weiß, daß seit etwa 1960 die Zahl der Ein- 
zelhandelsbetriebe, insbesondere im Lebensmittelbereidi, rück- 
läufig ist. Der Ausleseprozeß im Einzelhandel darf aber nicht 
isoliert für sich, sondern muß als Teilaspekt des Strukturwan- 
dels dieses Wirtschaftszweiges gesehen werden. 

Das Ausscheiden vor allem von Einzelhandelsbetrieben mit 
Lebensmitteln ist eine Konsequenz der Einführung der Selbst- 
bedienung, des Vordringens problemloser Waren, der wachsen- 
den Motorisierung breiter Bevölkerungsschichten sowie des 
Trends zum Groß- und Verbundeinkauf. 

Das Zusammenwirken dieser Faktoren führte zu einer verstärk- 
ten Rationalisierung der Absatzwirtschaft, zu einem verschärf- 
ten Wettbewerb und zu größeren Betriebseinheiten. 

Das Ifo-Institut für Wirtschaftsforschung kommt im Rahmen sei- 
ner vorgenannten Untersuchung über den Ausleseprozeß im 
Groß- und Einzelhandel zu dem Ergebnis, daß die Gesamtwir- 
kung des Strukturwandlungsprozesses - trotz auf Teilgebieten 
und in Einzelfällen gegebener negativer Begleiterscheinungen - 
„eindeutig als positiv zu werten" ist. 

Der Strukturwandel hat dazu geführt, daß der deutsche Einzel- 
handel einen der modernsten und rationellsten Verteilungs- 
apparate aufgebaut hat. Das Ergebnis bringt insgesamt betrach- 
tet für den Verbraucher ein breites und preisgünstiges Angebot 
in einer Vielzahl von Betriebsformen. 

Die Bundesregierung schließt aber nicht aus, daß der Rückgang 
der Zahl von Einzelhandelsbetrieben in bestimmten Regionen 
zu Erschwernissen der Versorgung bestimmter Bevölkerungs- 
gruppen führen könnte. Anzeichen für eine wesentliche Ver- 
schlechterung oder sogar Gefährdung der Versorgung sind in- 
dessen nidit bekannt geworden. Auch liegen keine diesbezüg- 
lichen Klagen von Verbraucherorganisationen vor. 

Die Bundesregierung beobachtet den Strukturwandel im Einzel- 
handel auch unter dem Aspekt der Versorgung der Bevölke- 
rung mit großer Aufmerksamkeit. Gegenwärtig läuft in Zusam- 
menarbeit mit einschlägigen Spitzenorganisationen eine wissen- 
schaftliche Untersuchung über die regionale Versorgung mit 
Waren des täglichen Bedarfs an. Im Rahmen dieser Unter- 
suchung sollen auch Vorschläge zur Überwindung eventueller 
Versorgungsengpässe aufgezeigt werden. 


2. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die Einzelhandels- 
geschäfte für die Waren des täglichen Bedarfs ln diesen Gebie- 
ten zu erhalten, zu fördern und zu unterstützen? 

Die Bundesregierung sieht es als ein vorrangiges Ziel ihrer 
Wirtschaftspolitik an, eine ausgewogene Handelsstruktur - 
auch in regionaler Hinsicht - und die Sicherstellung einer aus- 
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reichenden Versorgung der Bevölkerung zu gewährleisten. Sie 
lehnt es ab, durch Subventionen unrentable Betriebe am Leben 
zu erhalten. Einflußnahme auf den Strukturwandel im Handel 
ist hierbei nach Auffassung der Bundesregierung nur als Förde- 
rung der Wettbewerbsfähigkeit der kleinen und mittleren Unter- 
nehmen zu verstehen, die grundsätzlich entwicklungsfähig sind. 
Im Rahmen ihrer Förderungsmaßnahmen bietet die Bundes- 
regierung vielfältige Möglichkeiten, dem Rückgang der Zahl an 
Einzelhandelsgeschäften zu begegnen. So stehen für 1975 aus 
dem ERP-Programm und den Programmen der Kreditanstalt für 
Wiederaufbau und der Lastenausgleichsbank etwa 1,5 Mrd. DM 
für strukturpolitisch besonders bedeutsame Investitionsvor- 
haben kleiner und mittlerer Unternehmen auch des Einzelhan- 
dels zur Verfügung. An Gewerbeförderungsmitteln für den Ein- 
zelhandel können im laufenden Jahr etwa 8,5 Mio DM bereit- 
gestellt werden. Damit ist insbesondere sichergestellt, daß die 
Anforderungen an Verbilligungszuschüssen für Betriebsbera- 
tungen, die sich als besonders wirksames Förderungsinstrument 
erwiesen haben, im laufenden Jahr voll abgedeckt werden kön- 
nen. Darüber hinaus wird es voraussichtlich möglich sein, 1975 
auch neue Maßnahmen insbesondere zur Unternehmerschulung 
anlaufen zu lassen. 

Die Bundesregierung ist überzeugt, daß der Einzelhandel bei 
seiner in der Vergangenheit oft bewiesenen Flexibilität aus 
eigener Initiative die nötigen Maßnahmen zur Schließung even- 
tueller Angebotslücken ergreifen wird. So hat der Einzelhandel 
bereits durch den Einsatz mobiler Verkaufsstellen eine neue 
Absatzform gefunden. 

Die Bundesregierung wird auch in Zukunft an ihrem Grundsatz 
„Hilfe zur Selbsthilfe" festhalten und ihre Förderungsmaßnah- 
men zur Leistungssteigerung entwicklungsfähiger Klein- und 
Mittelbetriebe ~ im Rahmen der haushaltsmäßigen Möglichkei- 
ten - weiter ausbauen und den sich ändernden Marktbedingun- 
gen anpassen. 
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